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OBERVERWALTUNGSGERICHT 

RHEINLAND-PFALZ 

URTEIL 

IM NAMEN DES VOLKES 

In dem Verwaltungsrechtsstreit 

des  

Prozessbevollmächtigter: 

- Kläger und Berufungsbeklagter -

g e g e n

die Bundesrepublik Deutschland

- Beklagte und Berufungsklägerin -

w e g e n Arbeitszeit 

hat der 10. Senat des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz in Koblenz 
aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 29. Oktober 2021, an der teilgenommen 
haben 

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht ... 
Richterin am Oberverwaltungsgericht ... 
Richter am Verwaltungsgericht ...
ehrenamtlicher Richter Bankkaufmann ... 
ehrenamtlicher Richter Wirtschaftsingenieur ... 

-



- 2 -

für Recht erkannt: 

Unter Abänderung des Urteils des Verwaltungsgerichts Trier vom 
7. Dezember 2020 wird die Klage abgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens beider Instanzen. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. 

Die Revision wird zugelassen. 

Tatbestand 

Die Beteiligten streiten über die Anrechnung von Ruhepausen auf die Arbeitszeit an 

Tagen, an denen infolge von Krankheit, Erholungsurlaub oder Sonderurlaub kein 

Dienst geleistet wurde. 

Der Kläger steht als Polizeioberkommissar im Dienst der Beklagten und wurde 

während des streitgegenständlichen Zeitraums Januar 2020 bis April 2020 als 

Kontroll- und Streifenbeamter einer Dienstgruppe bei der 

Bundespolizeiinspektion ... im Schichtdienst eingesetzt. Seine Dienstzeiten ergeben 

sich aus monätlichen Schichtplänen, die durch _die Angabe von Uhrzeiten des 

Beginns und Endes der jeweiligen Schichten konkretisiert werden. 

Ausweislich der vorgelegten „Dienstbuch-Einlegeblätter" wurden die nach § 

5 Abs. 1 Arbeitszeitverordnung - AZV - einzuhaltenden Ruhepausen von 30 bzw. 

45 Minuten bei der Berechnung der tatsächlich geleisteten Dienstzeiten 

vollständig berücksichtigt. An Tagen, an denen der Kläger wegen Urlaubs, 

Sonderurlaubs oder Erkrankung vom Dienst ferngeblieben war, rechnete die 

Beklagte die Ruhepausen demgegenüber nicht auf die Arbeitszeit an. 

Mit insgesamt neun Anträgen vom 12. Mai 2020 beantragte der Kläger bei der 

Beklagten, ihm für die Monate Januar, März und April 2020 insgesamt 15 Stunden 

auf seinem Arbeitszeitkonto gutzuschreiben. Dies lehnte die Beklagte mit Bescheid 

vom 22. Mai 2020 ab. Zwar erfülle der Kläger grundsätzlich die Voraussetzungen 

für eine Anrechnung seiner Ruhepausen auf die Arbeitszeit. Das führe aber nicht 

dazu, dass eine Dienstverpflichtung während einer Ruhepause bestehe und sie 

deshalb im Abwesenheitsfalle wie Dienst zu behandeln sei. Vielmehr komme bei 

einem erlaubten Fernbleiben vom Dienst eine Zeitgutschrift nur für jene Zeiten in 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Revision an das 
Bundesverwaltungsgericht zu. 

Die Revision ist bei dem Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, 
Deinhardpassage 1, 56068 Koblenz, innerhalb eines Monats nach Zustellung 
dieses Urteils schriftlich oder nach Maßgabe des § 55a VwGO als elektronisches 
Dokument einzulegen. 

Die Revisionsfrist ist auch gewahrt, wenn die Revision innerhalb der Frist bei dem 
Bundesverwaltungsgericht schriftlich oder nach Maßgabe des § 55a VwGO als 
elektronisches Dokument eingelegt wird. Die Revision muss das angefochtene 
Urteil angeben. 

Die Revision ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils zu 
begründen. Die Begründung ist bei dem Bundesverwaltungsgericht (Simsonplatz 1, 
04107 Leipzig/Postfach 10 08 54, 04008 Leipzig) schriftlich oder nach Maßgabe des 
§ 55a VwGO als elektronisches Dokument einzureichen. Die Revisionsbegründung
muss einen bestimmten Antrag enthalten, die verletzte Rechtsnorm und, soweit
Verfahrensmängel gerügt werden, die Tatsachen bezeichnen, die den Mangel
ergeben.

Die Einlegung und die Begründung der Revision müssen durch einen Rechtsanwalt 
oder eine sonstige nach Maßgabe des § 67 VwGO vertretungsbefugte Person oder 
Organisation erfolgen. 
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